
§ 45 PStV — Angleichung von Namen
Personenstandsverordnung
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Eine Namensbestimmung nach Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
kann durch Personen erfolgen, die ihren Namen nach ausländischem Recht erworben haben und deren
Name nach Statutenwechsel oder Rechtswahl fortan deutschem Recht unterliegt. Gleiches gilt für die
Bestimmung des Namens eines Kindes nach deutschem Recht, wenn dieser aus einem nach
ausländischem Recht erworbenen Namen eines Elternteils abgeleitet werden soll.

(2) Bei der Namensbestimmung nach Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche sind die allgemeinen Grundsätze des deutschen Namensrechts zu beachten. Insbesondere
soll der zum Familiennamen bestimmte Namensteil grundsätzlich nur aus einem Namen bestehen und
sich als solcher von dem gewählten Vornamen unterscheiden.
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